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Die in Leben nach Migration 
wiedergegebenen Stimmen 
und Perspektiven sind nicht 
gleichzusetzen mit den Posi-
tionen und Ansichten des 
MRBB. 

tigen. 
All das ist nur möglich, weil eine Menge 
im Argen ist. Eine Menge mehr als bei 
diesem Prozess besprochen werden 
wird. 
Es wird dort nicht verhandelt werden, 
dass die meisten Rassist_innen keine 
Neonazis sind und dass sie sich nicht 
im Untergrund aufhalten. Die Antwor-
ten, die es zu geben gälte, müssten 
hier von politisch Verantwortlichen 
kommen, sie müssten von Ämtern und 
Behörden kommen. Sie müssten aus 
den Medien kommen. 
 
Schluss mit institutionellem und 
strukturellem Rassismus! 
 
Es wird dort nicht verhandelt werden, 
dass Rassismus nur in einem Klima 
gedeihen kann, in dem weggeschaut 
wird, in dem Behörden vertuschen, 
wenn sie überhaupt ein Interesse ent-
wickeln. 
Es wird nicht verhandelt werden, dass 
eine Politik auf den Prüfstand gehört, 
die Menschen nach Wertigkeiten unter-
scheidet. Eine Politik, die rassistische 
Kampagnen begünstigt und Initiativen 
gegen Rassismus und Neonazismus 
den Geldhahn zudrehen will. 
 
Schluss mit rassistischen Gesetzen! 
Schluss mit der rassistischen Pa-
nikmache aus der sogenannten Mitte 
der Gesellschaft! Alle Menschen, die 
in Deutschland leben, müssen die-
selben Rechte zur Teilhabe besitzen! 
 
Rassismus ist in diesem Land kein 
Phänomen von irgendwelchen «Extre-

Liebe Freundinnen und Freunde, 
 
haben wir uns gewundert, als wir erfah-
ren haben, dass der NSU-Prozess ver-
schoben wird? Nein. Die Verschiebung 
war zu erwarten, weil nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts die 
Platzvergabe neu geregelt werden 
musste. 
 
Das Bestürzende an dieser neuerlichen 
«Panne» ist, dass sie hervorragend in 
die bisherige sogenannte Aufklärung 
hineinpasst. Sie steht symbolisch für 
den gesamten Umgang mit dem soge-
nannten Nationalsozialistischen Unter-
grund. Überall sollen «Pannen» pas-
siert sein: Ermittlungspannen, Kommu-
nikationspannen, Pannen beim Sichern 
von Beweisen, Pannen beim Aufbe-
wahren von Dokumenten, Pannen bei 
der Namensgebung von Kommissio-
nen, Pannen bei den Medien – überall 
nur Pannen, Missgeschicke und 
menschliches Versagen. 
Wenn wir der Berichterstattung in den 
Medien glauben, haben wir es mit einer 
beispiellosen Serie von Pannen zu tun. 
Mindestens neun Männer of Color wer-
den ermordet, eine weiße Polizistin. 
Bombenanschläge und Banküberfälle 
kommen dazu. Die Inlandsgeheim-
dienste von Bund und Ländern sind 
beteiligt, die Polizeibehörden mehrerer 
Bundesländer, aber auch Fernsehsen-
dungen und viele andere Akteure. 
Trotzdem gelingt es Jahre lang, die 
Schuldigen im Kreis der Angehörigen 
zu suchen und die Communities der 
Opfer zu kriminalisieren. Trotzdem ge-
lingt es, Migrant_innen und Sinti und 
Roma ein ums andere Mal zu verdäch-

Kundgebung zum Gedenken an die Ermordeten 
des NSU  
Redebeitrag des Migrationsrats am 06.05.2013  
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men». Der sogenannte rechte Rand ist tief 
in dieser Gesellschaft verankert und be-
steht vor allem aus Menschen, die sich als 
Demokrat_innen verstehen. Rassismus ist 
Teil des Bildungssystems, Rassismus ist 
Teil der Justiz, Rassismus ist Teil von Poli-
zeipraxis und im Gesundheitssystem. Ras-
sismus findet jeden Tag in den Medien 
statt und auf dem Arbeits- und Woh-
nungsmarkt. 
 
Wir fordern: Schluss mit Rassismus in 
Staat, in Institutionen, in den Medien 
und in der Gesellschaft! Ein Verfas-
sungsschutz, der sich zum Komplizen 
von rassistischen und neonazistischen 
Mörder_innen macht, gehört aufgelöst 
und abgeschafft! 
 
Seit der Wiedervereinigung sind über 180 
Menschen Opfer von neonazistischen und 
rassistischen Morden geworden. Wie viele 
mehr sind angepöbelt worden? Wie viele 
mehr sind selbst beschuldigt worden, wenn 
sie sich an die Polizei gewandt haben? 

Wie viele Häuser und Heime haben ge-
brannt? Wie viele Synagogen, Moscheen 
und Kulturvereine wurden angegriffen, wie 
viele Friedhöfe geschändet? Wie viele sind 
aufgrund ihrer Hautfarbe von der Polizei 
kontrolliert worden? Wer kann das Leid 
beziffern, das Schwarzen, People of Color, 
Migrant_innen und solchen, die dafür ge-
halten werden, jeden Tag in dieser Gesell-
schaft zugefügt wird? 
Die Morde an Enver Şimşek, Abdurrahim 
Özüdoğru, Süleyman Taşköprü, Habil 
Kılıç, Mehmet Turgut, İsmail Yaşar, Theo-
doros Boulgarides, Mehmet Kubaşık und 
Halit Yozgat werden in München verhan-
delt werden. Wie viele rassistische Morde 
stehen dort NICHT vor Gericht? 
Die Auseinandersetzung mit Rassismus 
findet auch im Gerichtssaal statt, keine 
Frage. Aber seine Bekämpfung gehört in 
alle Bereiche der Gesellschaft. Jeden Tag. 
Überall. 
 

 

06.05.20013 – Kundge-
bung zum Gedenken an 
die Ermordeten des 
NSU am Kottbusser Tor 
und am Bundestag 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Landesaktionsplan gegen Rassismus und ethni-
sche Diskriminierung (LAPgR): Prozess auf zivilge-
sellschaftlicher Ebene 
Redebeitrag des Migrationsrats bei der der Abschlusskonferenz des 
europäischen Kooperationsprojekts "ECAR – Europäische Städte gegen 
Rassismus – Städte in der Verantwortung, Rassismus nachhaltig zu 
bekämpfen" 
 

Seit September 2009 koordiniert der 
Migrationsrat im Auftrag der Landesan-
tidiskriminierungsstelle (LADS) den zi-
vilgesellschaftlichen Beitrag zum Lan-
desaktionsplan gegen Rassismus und 
ethnische Diskriminierung, LAPgR. Der 
Prozess erfolgte bislang in drei Phasen: 
 
1. 25.03.2010: Im Rahmen einer ers-
ten Fachtagung haben über 100 Berli-
ner Migrant_innenselbstorganisationen 
und andere zivilgesellschaftlichen Ak-
teur_innen in 9 thematischen Arbeits-
gruppen einen Katalog mit über 380 
Empfehlungen erarbeitet zum Abbau 

von Rassismus und ethnischer Diskri-
minierung in den Bereichen Bildung, 
Gesundheit, Soziales, Inneres (unter-
teilt in Polizei, Ausländerbehörde und 
Landesamt für Bürger- und Ordnungs-
angelegenheiten), Arbeit, Justiz, Stadt-
entwicklung und Wohnen, Wirtschaft, 
Technologie und Frauen und Kultur und 
Medien. Dieser Katalog wurde den zu-
ständigen Senatsverwaltungen zur Stel-
lungnahme übergeben. Lediglich ein 
kleiner Bruchteil der darin enthaltenen 
380 Empfehlungen sollte den Stellung-
nahmen zur Folge dem Senat zur Um-
setzung vorgelegt werden. 
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Ein Ergebnis mit dem alle beteiligten 
zivilgesellschaftlichen Akteur_innen 
selbstverständlich unzufrieden waren. 
Auf Drängen des Migrationsrats wurde 
am 20.09.2010 im Landesbeirat für In-
tegrations- und Migrationsfragen der 
Beschluss gefasst, "im Rahmen einer 
Arbeitsgruppe zwischen Verwaltung 
und NGOs die Empfehlungen der 
NGOs sowie die Stellungnahmen der 
Senatsverwaltungen mit dem Ziel zu 
diskutieren, weitere Maßnahmen zu 
formulieren." 
 
2. 09.04.2011: Die zivilgesellschaftli-
chen Akteur_innen kamen zu einer 
zweiten Fachtagung zur Priorisierung 
der Empfehlungen zusammen. Dabei 
wurden die bei der ersten Fachtagung 
formulierten Problemfelder und Emp-
fehlungen konkretisiert und die für die 
Arbeitsgruppe mit der Senatsverwal-
tung wichtigsten Maßnahmen heraus-
gearbeitet. 
Zwischen Mai und September 2011 
fanden insgesamt 8 Arbeitsgruppentref-
fen statt, die jedoch angesichts des 
Regierungswechsels ergebnislos blie-
ben. Die Senatsverwaltungen für Justiz 
und Bildung lehnten die Teilnahme oh-
ne Beschluss über einen Finanzie-
rungsplan für den LAPgR ab.  
 
3. 15.11.2012: Staatssekretärin Loth 
eröffnet eine Steuerungsrunde aus 
Verwaltungsangehörigen und Vertre-
ter_innen der Zivilgesellschaft, die über 
die Aufnahme weiterer Empfehlungen 
und das Monitoring beraten soll. Die 
Arbeit der Steuerungsrunde soll in the-
matischen Arbeitsgruppen erfolgen. 
 
Auswertung des bisherigen Prozes-
ses: 
 
Die Aufnahme der 44 Empfehlungen 
kann als ein erster, wenn auch kleiner 
Erfolg in einem langwierigen Prozess 
gewertet werden. 
Allerdings wurden ca. 340 Empfehlun-
gen, darunter auch die für die Zivilge-
sellschaft wichtigsten Empfehlungen, 
wie beispielsweise das Einrichten von 
Beschwerde- und Dokumentationsstel-

 

 

 

 

len, nicht aufgenommen. Begründet 
wurden die Ablehnungen von Seiten 
der Senatsverwaltungen meist mit feh-
lender Zuständigkeit oder fehlendem 
Bedarf („Brauchen wir nicht“, „haben wir 
schon“, „können wir gar nicht“) und ei-
ner Unmenge von rassistischen Stereo-
typen und Abwehrmethoden, so dass 
viele dringende Probleme nicht ange-
sprochen wurden. Im Bildungsbereich 
beispielsweise wurden alle Empfehlun-
gen abgelehnt, weil es laut Stellung-
nahme der Senatsverwaltung a) die von 
der Zivilgesellschaft aufgezeigten Prob-
lemfelder gar nicht gibt, b) die Problem-
felder bereits ausreichend durch andere 
Maßnahmen abgedeckt werden oder 
aber c) die Zuständigkeit auf Bezirks- 
oder gar Schulebene gesehen wird. 
Selbstverständlich müssen weitere poli-
tische Entscheidungsebenen zur Um-
setzung der zivilgesellschaftlichen 
Empfehlungen einbezogen werden, da 
zahlreiche Gesetzesänderungen und 
Maßnahmen in den Zuständigkeitsbe-
reich des Bundes oder der Bezirke fal-
len, wie beispielsweise die Umbenen-
nung von Straßennamen, die die kolo-
nialistische Ära und deren Täter würdi-
gen. Inwieweit die im Rahmen des 
LAPgR erarbeiteten Empfehlungen in 
den derzeit angelaufenen Prozessen 
auf Bezirksebene eine Rolle spielen, ist 
bislang nicht bekannt.  
Obwohl bei den Ablehnungen immer 
wieder auf fehlende Mittel verwiesen 
wird, wurden auch zahlreiche Empfeh-
lungen abgelehnt, die keine Kosten 
verursachen würden, etwa der Verzicht 
der Polizei sich in ihrer Arbeit auf die 
Staatsangehörigkeit zu beziehen. Die 
Formulierung einer Definition von Raci-
al Profiling, wozu Deutschland im Übri-
gen auch von der Europäischen Kom-
mission gegen Rassismus und Intole-
ranz aufgefordert wurde, kostet eben-
falls nichts. Doch auch die Senatsver-
waltung für Inneres und Sport hat alle 
an die Polizei und die Ausländerbehör-
de gerichteten Empfehlungen abge-
lehnt. 
Selbstverständlich hängt die Wirkkraft 
des LAPgR in entscheidendem Maße 
von den dafür zur Verfügung gestellten 

 
 
In der Broschüre "Institu-
tioneller Rassismus – Ein 
Plädoyer für deutsch-
landweite Aktionspläne 
gegen Rassismus und 
ethnische Diskriminie-
rung" wird die zivilgesell-
schaftliche Arbeit sowie 
die bisherigen Ergebnisse 
des Berliner LAPgR dar-
gestellt darüber hinaus 
werden rassistische Aus-
grenzungen, Benachteili-
gungen und Herabset-
zungen in gesellschaftlich 
relevanten Einrichtungen 
aufgezeigt und analysiert, 
wie diese ausgehandelt 
und verwaltet werden. Die 
Darstellung unterschiedli-
cher Bündnisse und Initia-
tiven verweist nicht nur 
auf den dringenden Hand-
lungsbedarf gegen Ras-
sismus, sondern zeigt 
zugleich Möglichkeiten 
zivilgesellschaftlicher Ge-
genstrategien und damit 
verbundener Grenzen 
auf. Grenzen, die sich 
ohne entsprechende Än-
derungen von Gesetzen 
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und behördlichen Abläufen 
nur schwer einreißen las-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Georgel Caldararu, 1974 in 
Craiova Rumänien geboren, 
lebt als freier Autor und 
Musiker in Berlin. Studium 
an der Fakultät für Philoso-
phie und Geschichte, Uni-
versität Babes Bolyai, Cluj-
Napoca, Rumänien. Seit 
2007 Aktivismus mit 
Schwerpunkt Roma-Politik, 
erst selbständig und seit 
2009 auch als Mitglied der 
Organisation Amaro Drom 
e.V. 

1http://www.tagesspiegel
.de/politik/unga rn-orbn-
ehrt-den-vorsitzenden-
des-zentralrats-der- ro-
ma/7243294.html 

Mitteln ab. Dabei handelt es sich in 
ganz entscheidendem Maße um eine 
politische Willensentscheidung. Auch 
die Umsetzung und die Erweiterung 
des Maßnahmenkatalogs hängen vom 
politischen Handlungswillen der Ent-
scheidungsträger_innen ab. Bis heute 
ist jedoch die alles entscheidende Fra-
ge der Finanzierung noch ungeklärt.  
Angesichts minimaler Ergebnisse und 
einer langwierigen und bürokratischen 
Prozessgestaltung ist es schwierig das 
Interesse der Zivilgesellschaft am 
LAPgR aufrecht zu erhalten. Bislang ist 
der LAPgR lediglich ein Instrument zur 
interkulturellen Öffnung der Verwaltung, 
die jedoch nicht mit dem Abbau von 

rassistischer Diskriminierung bzw. 
strukturellem Rassismus gleichgesetzt 
werden kann. Auch Empowerment 
heißt nicht Fortbildung!! 
Angesichts der großen Diskrepanzen in 
der Problemwahrnehmung durch Ver-
waltung und Zivilgesellschaft wären auf 
zivilgesellschaftlicher Ebene mehr Res-
sourcen zur Problemanalyse und politi-
schen Diskussion notwendig gewesen. 
Nichtdestotrotz hat der LAPgR auch zu 
stärkeren Vernetzung der Zivilgesell-
schaft beigetragen, deren Nachhaltig-
keit jedoch aufgrund des langwierigen 
und technokratischen Prozesses brü-
chig ist.  
 
 

Roma Inclusion = Illusion! 
Von Georgel Caldararu, Redaktion Der Paria 
 

In den letzten sieben Jahren passierten 
zwei Ereignisse, welche für jede Roma-
Familie einen starken Einfluss in ihrem 
alltäglichen Leben haben sollten. Zum 
einen die Deklaration von 2005 in Sofia, 
Bulgarien, zur Dekade zur Inklusion der 
Roma und zum anderen die Eröffnung 
des Denkmals für die im Nationalsozia-
lismus ermordeten Sinti und Roma. 
 
Beide Ereignisse werden in der Öffent-
lichkeit als Reparationen für die größte 
Minderheit Europas dargestellt. Die 
Roma-Dekade beinhaltet die Unterstüt-
zung der europäischen Regierungen für 
die soziale und ökonomische Inklusion 
von Roma in die Gesellschaft(en) und 
die Eröffnung des Denkmals soll eine 
politische Anerkennung von Sinti und 
Roma als Opfer des Holocausts bedeu-
ten. Sie stellen die politische und sozia-
le Grundlage für die Verbesserung des 
Lebens jeder Roma Familie innerhalb 
der Europäischen Union dar und um-
fassen auch die politische Unterstüt-
zung von Roma ohne europäische 
Staatsbürgerschaft als politische 
Flüchtlinge. 
Aber wie sieht die Situation tatsächlich 

aus? Wie weit sind die Beteiligten mit 
der Entwicklung von Strategien gegen 
Antiromaismus? Inwieweit werden die 
Rechte der Roma respektiert und wie 
viel tatsächliche Anerkennung und Un-
terstützung bekommen sie von den 
Mehrheitsgesellschaften? 
 
Die ökonomische Krise und die allge-
meine gesellschaftliche Transformation 
innerhalb der europäischen Grenzen 
haben die neo-nationalistischen Diskur-
se verstärkt. In Bulgarien und Tsche-
chien explodieren Hass-Mobs gegen 
Roma. Im Herbst 2011 fanden in bei-
den Ländern Pogrome statt. 
 
Die Situation in Ungarn bleibt immer 
noch extrem kritisch. Der Tagesspiegel 
berichtet: „Nationalisten [schüren] wie-
der eine Anti-Roma Stimmung. Die 
rechtsextreme Jobbik-Partei („Die Bes-
seren“) startete eine Kampagne für die 
Todesstrafe, auch Politiker der Regie-
rungspartei Bund Junger Demokraten 
(Fidesz) schlossen sich der Forderung 
an. Die verbotene paramilitärische „Un-
garische Garde“ marschierte wieder 
auf.“1 Im Oktober 2012 haben mehr als 
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2http://www.spiegel.de/p
olitik/ausland/ungarn-
jobbik-ruft-zu-
demonstration-gegen-
roma-auf-a-861920.html 
 
3http://romasolidaritynew
s.wordpress.com/2012/0
9/27/roma-under-attack-
violence-against-roma-
surges-in-central-and-
eastern-europe-errc-org/ 
 
4http://marikaschmiedt.w
ord-
press.com/2012/08/30/fr
ankreich-systematische-
vertreibung/ 
 
5http://www.roma-
ser-
vice.at/dromablog/?p=1
7294 
 
6https://www.openpetitio
n.de/petition/online/kein
e-abschiebung-von-
roma-nach-serbien-
oder-kosovo 
 
 

tausend Rechtsradikale in der ostunga-
rischen Stadt Miskolc demonstriert. Der 
Jobbik-Abgeordnete Zsolt Egyed rief 
der Menge zu: "Wir müssen jetzt han-
deln, um unsere Zukunft zu retten und 
Ungarn von der Zigeuner-Kriminalität 
zu befreien."2 
 
Das European Roma Rights Centre 
(ERRC) hat Medien und NGO Berichte 
nach Fällen von Gewalt gegen Roma in 
der Slowakei, Ungarn, der Tschechi-
schen Republik und Bulgarien über-
prüft. Die Berichte zeigen ein alarmie-
rendes Muster der Anti-Roma-Angriffe 
in der Region. Laut ERRC listen die 
Reports  mehr als 120 Angriffe gegen 
Roma und ihr Eigentum in den letzten 
vier Jahren in der Zeit bis zum Juli 
2012, einschließlich Schießereien, 
Messerstechereien und Molotow-
Cocktails, auf."3 
 
Die Lage von Roma in westlichen Län-
dern sieht leider nicht besser aus. Im 
August 2012 wurden in Frankreich drei 
Camps in drei Tagen geräumt.4 
 
Im Dezember 2011, nach einem fal-
schen Vergewaltigungsvorwurf einer 
jungen Italienerin, hat ein Mob in Turin 
ein Camp der Roma-Minderheit in 
Brand gesetzt.5 
 
In Deutschland finden regelmäßig 
Sammelabschiebungen von Roma in 
den Kosovo oder nach Serbien und 
Mazedonien statt. „Viele Roma aus 
Serbien und Kosovo leben schon seit 
über 10 Jahren in Deutschland, einige 
sogar schon über 20 Jahre, im unsiche-
ren Status der Duldung. Insbesondere 
die Kinder sind in dieser Zeit in 
Deutschland aufgewachsen und hier 
verwurzelt.“6 
 
Angesichts dieser Hasskultur sollte es 
eine starke Gegenwehr von Seiten der 
Roma Organisationen geben. Roma 
Selbstvertretungspolitik wird aber nicht 
gefördert. 
Beispielsweise gibt es derzeit das Pro-
jekt Community Building in Berlin. An-

geblich soll es Roma dabei helfen eine 
Selbsthilfestruktur aufzubauen und sie 
bei der Auseinandersetzung mit An-
tiromaismus unterstützen. In der Reali-
tät sieht die Praxis allerdings anders 
aus. 
 
Das Roma Aether Klub Theater ist seit 
der Begründung ein kulturelles Zentrum 
das ständig Theateraufführungen pro-
duziert. Es ist auch ein Zentrum in dem 
viele Veranstaltungen und Ausstellun-
gen stattfinden und in de Roma aus 
Berlin sich treffen können. Dementge-
gen wird es vom Berliner Senat nicht 
als Kulturzentrum anerkannt. Das 
Rroma Informantions Centrum ist die 
einzige Organisation in Berlin, die Ro-
ma - Selbstvertretungpolitik als Richtli-
nie hat. Trotzdem kann es nur bis Früh-
ling 2013 die Miete bezahlen.  
Ein Community Building Projekt kann 
nicht funktionieren, wenn Roma Orga-
nisationen nicht zur Teilnahme einge-
laden werden bzw. informiert und in 
der Ausarbeitung eines Konzeptes für 
das Projekt mit einbezogen werden. Die 
richtige Strategie wäre gewesen, die 
beiden Organisationen und Institutionen 
zu unterstützen und von Beginn an zu 
beteiligen. 
 
Im Ergebnis führt das Community Buil-
ding Projekt zu folgendem widersprüch-
lichen Zustand: die Mehrheit der Ange-
stellten im Comunity Building Projekt 
sind Nicht-Roma Expert_innen und Or-
ganisationen. Das Community Building 
Projekt fördert Arbeitsstellen für Nicht-
Roma,hat aber keine Kapazitäten oder 
kein Interesse, das Informations Cent-
rum oder das Theater Kultur Centrum 
zu unterstützen. 
 
In dieser diskriminierenden Förderpoli-
tik werden die klassischen Stereotypen 
reproduziert. In der Meinung des Berli-
ner Senats sind Roma Expert_innen 
unfähig, eine korrekte und professionel-
le Arbeit durchzuführen. Sie benötigen 
immer Nicht-Roma für die Verwaltung 
und die Koordination. Für qualifizierte 
Arbeit ist aber Erfahrung neben Ausbil-
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Wir bedanken uns bei 
der Redaktion "Der Pa-
ria", dass wir eine ge-
kürzte Fassung des 
erstmalig in "Der Paria" 
erschienen Beitrags 
"Roma Inclusion = Illusi-
on!" veröffentlichen dür-
fen. 
Den vollständige Beitrag 
sowie weitere interessan-
te Beiträge u.a. der Pro-
testbrief gegen das kolo-
nial-rassistische Neuköll-
ner Projekt „Bio Knob-
lauch Romanes“ gibt es 
unter 
http://derparia.wordpress
.com/zeitschrift-fur-
politik-von-unten/  
 
Die OnlinePetition 
"stop-bio-knoblauch-
romanes-organic-
garlic-romanes" kann 
noch bis zum 17.Mai 
2013 unterzeichnet 
werden unter 
https://www.openpetiti
on.de/petition/online/st
op-bio-knoblauch-
romanes-organic-
garlic-romanes 
 

 

dung nötig. Und diese Erfahrung kön-
nen Roma leider nicht bekommen, wenn 
immer und immer wieder Nicht-Roma 
„Experten_innen“ und Nicht-Roma Or-
ganisationen beteiligt werden. Roma 
bleiben auch weiterhin machtlos, wenn 
nur Nicht-Roma Organisationen und 
Mitarbeiter_innen darin unterstützt wer-
den für ihre Interessen zu sprechen. 
Solange die Selbstrepräsentation und 
die Räume von Roma nicht unterstützt 

werden, ist eine richtiges Auftreten 
gegen Antiromaismus leider nicht 
möglich und eine Selbstvertretungspo-
litik, als Gegengewicht zu der alarmie-
renden Zunahme des Neonazismus, 
wird praktisch gestoppt. 
          
Solange die Selbstrepräsentationspoli-
tik nicht unterstützt und gefördert wird, 
bleibt die Inklusion der Roma eine 
Utopie!  

Es war einmal... 
Fallbeispiel aus der Beratungsstelle des Migrationsrats 

Es war einmal ein Mensch der 1999 
aus seinem Herkunftsland nach 
Deutschland flüchtete. 
 
In Deutschland beantragte er Asyl und 
noch während seines Asylverfahrens 
verliebte er sich in eine Mitarbeiterin 
der Ausländerbehörde. 
 
Die Mitarbeiterin der Ausländerbehörde 
verliebte sich ebenfalls in ihn und es 
entwickelte sich eine Beziehung zwi-
schen den beiden. 
 
Der Mensch und die Mitarbeiterin der 
Ausländerbehörde heirateten in 
Deutschland nach dem Glauben des 
Menschen. 
Als das Asylverfahren in Deutschland 
beendet wurde, ging der Mensch in 
sein Herkunftsland zurück. Seine nach 
islamischem Recht rechtmäßige Ehe-
frau, die Mitarbeiterin der Ausländerbe-
hörde, ging ebenfalls in das Herkunfts-
land des Menschen. 
 
Sie schlossen während ihres Aufenthal-
tes in Ägypten die standesamtliche Ehe 
und er reiste am 2005 mittels eines Vi-
sums zur Familienzusammenführung 
zu seiner deutschen Ehefrau, der Mit-
arbeiterin der Ausländerbehörde.  
 
Nun ist es so, dass das Landesamt für 

Bürger – und Ordnungsangelegenhei-
ten mit Bescheid von 2012 die Aufent-
haltserlaubnis des Menschen verkürzte. 
Als Begründung wird aufgeführt, „dass 
sich die Eheleute nach mehreren kurz-
fristigen Trennungen, endgültig ge-
trennt hätten und die Ehe wegen dieser 
Trennungen zusammenhängend nicht 
zwei bzw. drei Jahre bestanden hatte“. 
 
Hintergrund für die Trennungen waren 
laut Rechtsanwältin des Menschen 
„massive psychische Probleme der 
Ehefrau“. 
 
Der Mensch hat sich tatsächlich über 
die Jahre in der BRD eingelebt, sein 
Lebensmittelpunkt ist hier fest verankert 
und soziale oder anders geartete Be-
ziehungen in sein Heimatland bestehen 
nicht mehr. Er hat über die Jahre hin-
weg auch auf dem Arbeitsmarkt Fuß 
fassen können und hat – trotz seines 
fortgeschrittenen Alters – auch körper-
lich sehr schwere Arbeit verrichtet und 
seine Steuern gezahlt. 
 
Ihm musste aufgrund eines Arbeitsun-
falls in Deutschland ein Finger ampu-
tiert werden... 
 
Inzwischen ist der Mensch wegen di-
verser Erkrankungen als schwerbehin-
dert mit einem Grad von 40 anerkannt. 
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Dennoch bemüht er sich weiterhin um 
eine Arbeitsstelle und die ist auch not-
wendig, zur Sicherung seines Lebens-
unterhaltes, denn wenn er weiterhin in 
Deutschland bleiben möchte, muss er 
seinen Lebensunterhalt selbst sichern 
können. 
 
Gegen den aufenthaltsverkürzenden 
Bescheid wurde fristgerecht Klage 
durch seine Rechtsanwältin eingereicht. 
Durch Gerichtsbescheid im Jahr 2013 
wurde dann jedoch die Klage abgewie-
sen. 
 
Der Mensch bekam wenige Wochen 
nach dem Gerichtsbescheid Besuch 
von der Polizei, die ihm seinen Reise-
pass abnahm und ihn aufforderte sich 
innerhalb der nächsten 2 Wochen bei 
der Ausländerbehörde zu melden. 
 
Die Rechtsanwältin des Menschen hat 
einen Härtefallantrag nach §23 a Auf-
enthaltsG bei der Härtefallkommission 
gestellt, da die zwangsweise Durchset-
zung der Ausreise zu befürchten ist. 
Beim Lesen dieses Falls entstehen vie-

le Fragen? 
Wie kommt es, dass ein Mensch der 
seit fast 8 Jahre in Deutschland lebt 
immer noch einen ungeklärten Aufent-
haltsstatus hat oder gar von der Ab-
schiebung bedroht ist? 
 
Wie kommt es, dass ein Mensch, einer 
potentiellen Ungleichbehandlung aus-
gesetzt war und ist, da er mit einer Mit-
arbeiterin der Ausländerbehörde verhei-
ratet ist und obwohl sie seit nun mehr 
über 8 Jahren verheiratet sind, die Ehe 
nicht mind. 2 bzw. 3 Jahre bestand hat-
te? Wer hat die Trennungen angezeigt? 
Gab es tatsächlich die Trennungen und 
falls ja, wer hat diese überprüft? 
 
Es gibt viele Fragen... 
Falls Sie auch Fragen haben oder Ant-
worten auf unsere Fragen, senden sie 
sie uns gerne zu! 
 
Denn, das hier geschilderte ist kein 
Märchen, sondern die Realität in unse-
rer Beratungsstelle! 
 

Beratungsangebote  
Härtefallberatung für 
Geflüchtete und Mig-
rant_innen 
 
Menschen mit Migrati-
ons- oder Fluchthin-
tergrund, die in Berlin 
keine Aufenthaltser-
laub-nis erhalten ha-
ben und ausreisen 
sollen, können sich an 
die Härtefallkommissi-
on wen-den. Voraus-
setzung ist, dass sie 
geltend machen kön-
nen, die Ausreise wer-
de aus persönlichen 
und humanitären 
Gründen zu gravie-
renden Härten führen. 
Sind Sie ausreise-
pflichtig und der Mei-
nung, es liegen bei 
Ihnen dringende hu-
manitäre oder persön-
liche Gründe für ein 
Aufenthaltsrecht in 
Deutschland vor, so 
setzen Sie sich bitte in 
Verbindung mit uns. 
Wir begleiten Sie 
durch das Verfahren. 
 
 
 

Dokumentation zur Tagung "Inklusion durch 
Partizipation"  
 

Am 16. und 17. Juni 2012 veranstaltete 
das Bundesnetzwerk Bürgerschaftli-
ches Engagement (BBE) in Kooperati-
on mit dem Migrationsrat Berlin-
Brandenburg in Berlin eine Tagung zum 
Thema Inklusion durch Partipation. 
 
Schwerpunktthemen waren die politi-
schen Partizipationschancen von Mig-
rant_innen, die auch weiterhin ungleich 
verteilt sind.  
Während der Fachtagung wurden  ge-
lungene Beispiele der kommunalen 
Partizipationsförderung vorgestellt und 
ausgelotet, wie durch geeignete Kon-
zepte die Vertretung von Migrant_innen 
stärker gefördert werden kann. Die Do-
kumentation soll insbesondere dazu 
beitragen, unkonventionelle und nicht- 

oder wenig institutionalisierte Formen 
der Partizipation wahrzunehmen und 
anzuerkennen. 
 
Die Dokumentation kann man über die 
Geschäftsstelle des BBE bestellen  
(tagungsbuero@b-b-e.de). 
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Migrationsrat 
Berlin-Brandenburg 

www.mrbb.de 

Der Migrationsrat Berlin-
Brandenburg (MRBB), ein 
Dachverband von 79 Mitglieds-
organisationen, versteht sich 
als Interessenvertretung von 
„Migrant_innen“ und ihren An-
gehörigen und setzt sich für ihre 
rechtliche, soziale und politi-
sche Gleichstellung ein. The-
men des MRBB sind u.a. Parti-
zipation, Bildung, Medien und 
Empowerment. Der Newsletter 
erscheint monatlich und ist als 
Informationsmedium an alle 
direkten oder indirekten Mitglie-
der und darüber hinaus an 
Multiplikator_innen und Interes-
sierte gerichtet. Für Mitglieder 
gibt es monatlich einen Redak-
tionstag, an dem sie ihre Anlie-
gen für den Newsletter themati-
sieren können. Artikel können 
aber auch unverbindlich an 
presse@mrbb.de gesandt wer-
den 
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Mehr Racial Profiling, weniger 
Aufklärung  
 
Berlin, 08.05.2013: Mitte April präsentier-
ten Innensenator Henkel und Polizeipräsi-
dent Kandt die Polizeiliche Kriminalstatis-
tik (PKS) 2012. Dabei werden wie in 
den  Jahren zuvor wieder Zusammenhän-
ge zwischen Kultur / Herkunft und Krimi-
nalität hergestellt.  So sprach Polizeiprä-
sident Kandt in der diesjährigen Sitzung 
des Innenausschusses etwa davon, dass 
manche – wie Asiaten beispielsweise – 
wenig zu Gewalt neigen, Süd- und Osteu-
ropäer statistisch gesehen etwas mehr. 
 
"Uns war es dieses Mal nicht genug die 
Äußerung von Polizeipräsident Kandt als 
rassistisch zu verurteilen. Wir wollten die 
gesamte PKS auf den Prüfstand stellen, 
weshalb wir eine sozialwissenschaftlich 
fundierte Stellungnahme zur PKS und der 
darin erfassten "Nicht-Deutschen" erarbei-
tet haben", berichtet Angelina Weinbender 
vom Migrationsrat Berlin - Brandenburg.  
Die Stellungnahme wird bei einer 
Pressekonferenz am 14.05.2013 um 10 
Uhr im Migrationsrat präsentiert.  

Bundesweite Kampagne "Fight 
Racism Now!" 
 
Berlin, 04.04.2013: Pressekonferenz  
der Kampagne Fight Racism Now! in 
den Räumlichkeiten des Migrationsrat. 
Anlass ist ein doppelter Jahrestag En-
de Mai: 20 Jahre Abschaffung des 
Grundrechts auf Asyl (26.5.), 20 Jahre 
Mordanschlag von Solingen (29.5.). 
Für den 25. Mai ruft die Kampagne zu 
einer bundesweiten Demonstration in 
Berlin auf. 
Weiterlesen unter:  
Bundesweite Kampagne "Fight Racism 
Now!" 
 

8. APRIL – INTERNATIONALER TAG DER 
SINTI UND ROMA  
 

Berlin, 08.04.2013: Der Migrationsrat 
mobilisiert gemeinsam mit Amaro Drom 
und dem Rromano Bündnis: IniRromnja, 
Rroma Informations Centrum, Rroma 
Aether Club Theater zum Internationa-
len Tag der Sinti und Roma. 

Der 8. April ist ein wichtiger Tag für Ro-
ma in ganz Europa. An diesem Datum 
fand 1971 der erste Welt-Roma-
Kongress in London statt, ein Meilen-
stein für die Emanzipation der Roma.  

Mehr Informationen zu dem Protest-
marsch von der ungarischen Botschaft 
bis zum Bundestag und der Gedenkze-
remonie am Denkmal für die Ermorde-
ten Sinti und Roma Europas unter: 
http://inirromnja.wordpress.com/ 

 

Polizeigewalt in der Gerhart-
Hauptmann-Schule in Kreuzberg 
 

Berlin, 08.04.2013: Der Migrationsrat 
Berlin-Brandenburg verurteilt den mas-
siven Polizeieinsatz gegen die von Re-
fugees besetzte Gerhart-Hauptmann-
Schule in Berlin-Kreuzberg aufs 
Schärfste und fordert eine Entschuldi-
gung von Innensenator Henkel. 
Weiterlesen unter: 
Polizeigewalt in der Gerhart-
Hauptmann-Schule in Kreuzberg 
 

Aufruf für die Kundgebung zum 
Gedenken an die Ermordeten des 
NSU  
 

Berlin, 06.05.2013:  Wir gedenken den 
vom NSU Ermordeten: 
Enver Şimşek, Abdurrahim Özüdoğru, 
Süleyman Taşköprü, Habil Kılıç, Meh-
met Turgut, İsmail Yaşar, Theodoros 
Boulgarides, Mehmet Kubaşık und Halit 
Yozgat. 
Außerdem fordern wir: 
Kontinuierliche und kritische Auseinan-
dersetzung mit Rassismus, dessen 
konsequente Bekämpfung, dort wo er 
vorkommt – in der gesamten Gesell-
schaft!  
Abschaffung des Verfassungsschutzes!  
Abschaffung aller ausgrenzenden Ge-
setze! Partizipationsrechte, gleichbe-
rechtigt und selbstbestimmt für alle in 
Deutschland Lebenden!  
Schluss mit der diffamierenden und 
kriminalisierenden „Integrationsdebat-
te“! 
Bündnis gegen Rassismus – Für eine 
gerechte, emanzipierte und solidarische 
Gesellschaft ohne Rassismus! 


